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Beilegung von Streitfällen 
 
 
1. Grundprinzip 
 
Die Modalitäten zur Lösung von Streitfällen sind in der zum Projektstart unterzeichneten 
Projektvereinbarung festgelegt. Für Streitfälle ist vorgesehen, dass sich die Unterzeichner der 
Vereinbarung zunächst vorrangig um eine einvernehmliche Regelung bemühen. 
 
Streitfälle, die nicht in gegenseitigem Einvernehmen gelöst werden können, sind in Anwendung der 
geltenden Verfahrensregeln vor das zuständige Gericht zu bringen. 
 
 
2. Streitigkeiten innerhalb der Projektgruppe 
 
Der Projektträger ist für die ordnungsgemäße Durchführung des Projekts verantwortlich und 
gewährleistet dessen Durchführung in Übereinstimmung mit der Projektvereinbarung und im 
Einklang mit dem vom Begleitausschuss genehmigten Projektantrag. Diesbezüglich stellt er sicher, 
dass die verschiedenen Projektpartner über ihre Rechte und Pflichten bei der Projektumsetzung 
informiert sind und achtet darauf, dass sie hierzu über die notwendigen Mittel in Übereinstimmung 
mit dem gemeinsam erarbeiteten und verabschiedeten Arbeitsplan verfügen. 
 
Treten Probleme zwischen den Projektpartner auf, versucht der Projektträger, eine gütliche Lösung 
zu finden. Grundsätzlich greift die Verwaltungsbehörde nicht in das Binnenverhältnis zwischen den 
Projektpartnern ein. Dessen ungeachtet kann die Verwaltungsbehörde dem Projektträger, wenn 
Fragen rechtliche oder finanzielle Aspekte in Bezug auf die Bestimmungen des Programms 
betreffen, einschlägige Informationen zur Verfügung stellen, damit er über die nötige Sachkenntnis 
verfügt, um einen Konflikt beizulegen. 
 
 
3. Streitigkeit mit der Verwaltungsbehörde 
 
Im Rahmen der Antragsprüfung und/oder der Kontrolle der Projekte können Probleme des 
Projektträgers oder seiner Partner mit dem Gemeinsamen Sekretariat oder der Verwaltungsbehörde 
auftreten. Die verschiedenen Parteien bemühen sich um eine gütliche Lösung, um den Konflikt 
beizulegen, insbesondere durch den direkten Dialog und den Austausch, etwa im Rahmen von 
gemeinsamen Besprechungen. 
 
 
4. Umgang mit Beschwerden 
 
Die Umsetzung des Programms oder der Projekte kann Anlass zu Beschwerden seitens der 
Begünstigten oder Dritter geben, insbesondere bei Streitigkeiten, die nicht gütlich beigelegt werden 
konnten. 
 
Die am Programm beteiligten Staaten informieren die Verwaltungsbehörde und das gemeinsame 
Sekretariat über Beschwerden in Bezug auf die Projekt- oder Programmverwaltung, die bei ihnen 
eingegangen sind, auch für den Fall, dass die Beschwerde zunächst an die Europäische 
Kommission gerichtet war und ihnen von dort zugegangen ist. 
 
Sie sind der Verwaltungsbehörde und dem gemeinsamen Sekretariat bei der Lösung von 
Streitigkeiten behilflich, indem sie ihnen alle relevanten Informationen über das anzuwendende 
einzelstaatliche Recht zugänglich zu machen und ihnen im Bedarfsfall die notwendige juristische 
Expertise zur Verfügung stellen. 
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Gegebenenfalls kann eine Beschwerde von der Verwaltungsbehörde, dem gemeinsamen 
Sekretariat oder einem der am Programm teilnehmenden Mitgliedstaaten auch dem 
Begleitausschuss vorgetragen werden. 
 
Was im Besonderen Beschwerden im Zusammenhang mit der Umsetzung von Projekten betrifft, 
sind die Modalitäten zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen Projektpartnern untereinander oder 
zwischen Projektpartnern und der Verwaltungsbehörde in der Projektvereinbarung festgelegt. 
 
Was im Besonderen Beschwerden im Zusammenhang mit den Entscheidungen der 
Verwaltungsbehörde betrifft, so kann jede Person, die ein berechtigtes Interesse geltend machen 
kann, ob Begünstigter oder Dritter, die Prüfung einer Entscheidung der Verwaltungsbehörde 
beantragen, und zwar zunächst im Rahmen eines außergerichtlichen Beschwerdeverfahrens. 
Beschwerdeverfahren werden von der Verwaltungsbehörde mit der notwendigen Sorgfalt und dem 
Ziel bearbeitet, nach Möglichkeit eine gütliche Lösung zu finden. Wird nach Abschluss des 
Beschwerdeverfahrens dennoch Wenn eine gerichtliche Klage angestrengt, ist das 
Verwaltungsgericht zuständig, in dessen Zuständigkeitsbereich der Sitz der Region Grand Est liegt, 
deren Entscheidung angefochten wird. Bei der Région Grand Est wird der Vorgang an die 
Rechtsabteilung übergeben. 
 
 




